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1. Einleitung 

Dieser Sachstand erläutert Voraussetzungen und Grenzen der Anwendung zweier Instrumente 
zur Bewältigung verfassungsrechtlicher Krisen im föderalen Verhältnis. Dabei geht es zum einen 
um den Bundeszwang (siehe 2.), bei dem der Bund exekutive Maßnahmen gegen ein Land er
greift, um dieses zur Erfüllung der von ihm vernachlässigten Bundespflichten anzuhalten.1 Zum 
anderen wird auf bestimmte Fälle der Bundesintervention im Rahmen des sogenannten inneren 
Notstands eingegangen. Diese Fälle sind dadurch gekennzeichnet, dass der Bund einem oder 
mehreren Ländern unerbetene Hilfe leistet, falls diese zur Bekämpfung drohender Gefahren für 
den Bestand des Bundes oder der Länder oder der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
nicht bereit oder nicht in Lage sind (siehe 3.).2 Abschließend werden die Rechtsschutzmöglich
keiten der Länder gegen Maßnahmen des Bundeszwangs und der Bundesintervention aufgezeigt 
(siehe 4.). 

2. Bundeszwang (Art. 37 GG) 

Der in Art. 37 Grundgesetz (GG)3 geregelte Bundeszwang dient der Sicherung der bundesstaatli
chen Ordnung gegenüber den Ländern.4 Erfüllt ein Land die ihm nach dem GG oder einem ande
ren Bundesgesetz obliegenden Bundespflichten nicht, so kann die Bundesregierung gemäß 
Art. 37 Abs. 1 GG mit Zustimmung des Bundesrates die notwendigen Maßnahmen treffen, um 
das Land im Wege des Bundeszwanges zur Erfüllung seiner Pflichten anzuhalten. Zur Durchfüh
rung des Bundeszwangs steht der Bundesregierung oder ihrem Beauftragten gemäß Art. 37 Abs. 2 
GG ein Weisungsrecht gegenüber allen Ländern und ihren Behörden zu. Obwohl von diesen 
Möglichkeiten in der Verfassungspraxis der Bundesrepublik Deutschland bislang nie Gebrauch 
gemacht worden ist, entfaltet der Bundeszwang als Drohmittel eine gewisse Vorwirkung und er
füllt darüber hinaus eine Reserve- und Auffangfunktion für den Fall, dass ein oder mehrere Län
der den bundesstaatlichen Konsens aufkündigen und eine gerichtliche Klärung des Konflikts 
nicht oder nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann.5 

Die Entscheidung über die Anwendung des Bundeszwangs vollzieht sich in vier eigenständigen 
Verfahrensschritten: Auf die Feststellung des Tatbestands von Art. 37 Abs. 1 GG folgt zunächst 
die Entschließung über die Anordnung des Bundeszwangs, sodann die Auswahl der notwendi
gen Maßnahmen und schließlich die Zustimmung des Bundesrates.6 Wurden diese Verfahrens
schritte durchlaufen, so kann der Bundeszwang durchgeführt werden. 

 

1 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 37 Rn. 2. 

2 Klein, a.a.O. 

3 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.03.2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 94). 

4 Hellermann, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 37 Rn. 1. 

5 Bauer, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 37 Rn. 6. 

6 v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 32. 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/index.html


 

 
 

 

Wissenschaftliche Dienste Fachbereich WD 3 
WD 3 - 3000 - 101/25 

Seite 5 

 

2.1. Tatbestandsfeststellung 

Die Einleitung des Bundeszwangs setzt gemäß Art. 37 Abs. 1 GG voraus, dass ein Land die ihm 
nach dem Grundgesetz oder einem anderen Bundesgesetz obliegenden Bundespflichten nicht er
füllt. Die Pflichtverletzung muss demnach durch eines der in der Präambel des GG aufgeführten 
Bundesländer erfolgen.7 Regelmäßig ist dafür ein Handeln oder Unterlassen eines oder mehrerer 
Verfassungsorgane eines Landes, also der Landesregierung oder des Landesparlamentes, erforder
lich, allerdings kann auch das Verhalten nachgeordneter Stellen dem Land insgesamt zugerech
net werden, falls es diesen gegenüber bestehende Aufsichts- und Weisungsbefugnisse pflichtwid
rig nicht wahrnimmt.8 Anknüpfungspunkt für eine Pflichtverletzung kann auch das Verhalten 
eines Parlamentsausschusses oder eines einzelnen Landesministers sein, wenn sie für die Ent
scheidung an Stelle des Verfassungsorgans zuständig waren und dieses die Entscheidung nicht 
aufgehoben hat.9 Hingegen können gerichtliche Entscheidungen wegen der in Art. 97 Abs. 1 GG 
garantierten richterlichen Unabhängigkeit a priori keine Verletzung einer Bundespflicht darstel
len.10 

Der Tatbestand von Art. 37 Abs. 1 GG erfasst nur die Nichterfüllung von Bundespflichten, d.h. 
solcher unbedingter Rechtspflichten, die sich aus der Einordnung des Landes in das bundestaat
liche Gefüge ergeben, ihm also gegenüber dem Bund oder einem anderen Bundesland obliegen.11 
Nicht ausreichend ist dafür das Außerachtlassen bloßer Empfehlungen, von Hinweisen oder rei
nen Berechtigungen, da diese keine Pflichten darstellen oder begründen.12 Auch die Haushalts
notlage eines Landes verletzt für sich allein genommen noch keine Bundespflicht.13 Mangels Be
zugs zum bundesstaatlichen Gefüge scheiden ebenso Pflichten eines Landes gegenüber seinen 
eigenen Bürgern oder ausländischen Staaten und deren Bürgern aus.14 Wegen der in Art. 31 GG 
angeordneten Nichtigkeitsfolge tangiert auch der Erlass von bundesrechtswidrigen Landesgeset
zen – anders als der Vollzug solcher Landesgesetze – keine Bundespflichten.15 

Die Bundespflichten müssen sich gemäß Art. 37 Abs. 1 GG aus dem GG oder einem Bundesge
setz ergeben. Zu den pflichtbegründenden grundgesetzlichen Normen gehören etwa Art. 28 

 

7 Bauer, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 37 Rn. 8. 

8 v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 18. 

9 Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 12. 

10 Bauer, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 37 Rn. 8. 

11 v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 21; Bauer, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 37 
Rn. 9. 

12 Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 13. 

13 Bauer, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 37 Rn. 9. 

14 Hanschel, a.a.O. 

15 v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 19. 
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Abs. 1, 35, 51 Abs. 1, 84, 85 und 104a ff. GG16, wobei die ordnungsgemäße Ausführung der Bun
desgesetze als eigene Angelegenheit der Länder (Art. 84 GG) oder im Auftrag des Bundes (Art. 85 
GG) zu den wesentlichsten Konstellationen gehören dürften17. Die Pflichten müssen nicht aus
drücklich normiert sein, vielmehr genügt es, wenn sie sich im Wege der Auslegung aus dem GG 
oder aus Bundesgesetzen ermitteln lassen.18 Zu diesen Pflichten zählt nach einer Ansicht der 
Grundsatz der Bundestreue19, wenngleich ein pauschaler Rückgriff auf diesen Grundsatz teils als 
problematisch beurteilt20 oder mit dem Argument, dass sich aus dessen akzessorischer Natur 
keine eigenständigen Bundespflichten ergäben, gänzlich abgelehnt wird21. Nach wohl überwie
gender Ansicht kann auch die Nichtbeachtung bindender Entscheidungen des Bundesverfas
sungsgerichts (BVerfG) die Verletzung einer Bundespflicht darstellen.22 Als Bundesgesetze i.S.d. 
Art. 37 Abs. 1 GG sind zunächst alle formellen Gesetze des Bundes anzusehen.23 Einer verbreite
ten Auffassung zufolge sollen auch Rechtsverordnungen des Bundes darunter fallen24, während 
andere Autoren diese mit Hinweis auf den Wortlaut des Art. 37 Abs. 1 GG nicht dazu zählen25. 
Einigkeit besteht im Schrifttum jedoch dahingehend, dass Bundespflichten nicht aus ungeschrie
benem Bundesrecht, Gewohnheitsrecht des Bundes sowie Staats- und Verwaltungsverträgen zwi
schen Bund und Ländern oder den Ländern untereinander hergeleitet werden können.26 

Die Nichterfüllung der Bundespflicht kann im Wege eines Tuns oder eines Unterlassens erfol
gen.27 Dabei kommt es nicht darauf an, ob die Pflicht vollständig oder teilweise nicht oder nicht 
ordnungsgemäß erfüllt wurde.28 Eines Verschuldens des jeweiligen Landesorgans bedarf es dabei 

 

16 Bauer, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 37 Rn. 10. 

17 Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 15. 

18 v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 22; Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 
2025, Art. 37 Rn. 14. 

19 v. Danwitz, a.a.O.; Hanschel, a.a.O. 

20 Bauer, a.a.O. 

21 Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 18. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 3; Hellermann, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, 
Stand: 15.09.2025, Art. 37 Rn. 5.2. 

22 v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 23; Bauer, a.a.O.; a.A. Hanschel a.a.O. 

23 v. Danwitz, a.a.O.; Bauer, a.a.O.; Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 15; Hellermann, 
in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 37 Rn. 5.3. 

24 v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 24; Hellermann, a.a.O.; Jarass, a.a.O. 

25 Bauer, a.a.O.; Hanschel, a.a.O. 

26 Bauer, a.a.O.; Hanschel, a.a.O.; Jarass, a.a.O., v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 23. 

27 Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 16. 

28 Hanschel, a.a.O.; v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 25; Hellermann, in: Ep
ping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 37 Rn. 6.1. 
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nicht.29 Allerdings muss die Pflichtverletzung sich zu einem gewissen Grad verfestigt haben, eine 
bloße Gefährdung der Erfüllung einer Bundespflicht reicht nicht aus.30 

Die Feststellung, dass der Tatbestand von Art. 37 Abs. 1 GG erfüllt ist, trifft grundsätzlich die 
Bundesregierung als Kollegialorgan in alleiniger Verantwortung.31 Von diesem Grundsatz sieht 
das GG zwei Ausnahmen vor: Werden Mängel, die die Bundesregierung bei der Ausführung der 
Bundesgesetze in den Ländern festgestellt hat, nicht beseitigt, so beschließt gemäß Art. 84 Abs. 4 
Satz 1 GG auf Antrag der Bundesregierung oder des Landes der Bundesrat, ob das Land das Recht 
verletzt hat. Gegen den Beschluss des Bundesrates kann gemäß Art. 84 Abs. 4 Satz 2 GG das 
BVerfG angerufen werden. Eine zweite Ausnahme ergibt sich, falls das BVerfG bereits entschie
den hat, dass keine Verletzung einer Bundespflicht vorliegt, da die Verfassungsorgane des Bun
des gemäß § 31 Abs. 1 Bundesverfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG)32 an die Entscheidungen des 
BVerfG gebunden sind. 

2.2. Entschließung über die Anordnung des Bundeszwangs 

Nach der Feststellung des Tatbestandes entscheidet die Bundesregierung in einem zweiten 
Schritt darüber, ob der Bundeszwang angeordnet werden soll.33 Diese Entscheidung steht, wie 
die Verwendung des Wortes „kann“ in Art. 37 Abs. 1 GG verdeutlicht, im Ermessen der Bundes
regierung.34 Hat sie einen Verstoß gegen Bundespflichten festgestellt, ist sie daher keineswegs 
verpflichtet, den Bundeszwang anzuordnen, sondern kann sich stattdessen auch dazu entschlie
ßen, politisch Einfluss zu nehmen, das BVerfG in Rahmen eines Bund-Länder-Streits gemäß Art. 
94 Abs. 1 Nr. 3 GG anzurufen oder gänzlich untätig zu bleiben.35 Die Grenzen des Entschlie
ßungsermessens sollen sich einer Ansicht zufolge aus den Grundsätzen über das Regierungser
messen, insbesondere aus dem Grundsatz des Übermaßverbots, ergeben.36 Die Vertreter einer 
zweiten Auffassung verweisen indes auf die Rechtsprechung des BVerfG, wonach das Übermaß
verbot im kompetenzrechtlichen Verhältnis von Bund und Ländern nicht zur Anwendung 
komme, da es nur der Verteidigung der Freiheitssphäre Einzelner gegen staatliche Übergriffe 
diene.37 Demnach finde das Entschließungsermessen seine Schranken vielmehr in der 

 

29 Hanschel, a.a.O.; v. Danwitz, a.a.O.; Hellermann, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 
37 Rn. 6. 

30 Hanschel, a.a.O.; v. Danwitz, a.a.O. 

31 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 37 Rn. 55; Bauer, in: Dreier, GG, 3. 
Aufl. 2015, Art. 37 Rn. 12; v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 34. 

32 Bundesverfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.08.1993 (BGBl. I S. 
1473), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.12.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 440). 

33 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 37 Rn. 63. 

34 Klein, a.a.O. 

35 Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 19. 

36 v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 35 (m.w.N.). 

37 Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 20 (m.w.N.). 

https://www.gesetze-im-internet.de/bverfgg/
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Eigenstaatlichkeit der Länder und dem Grundsatz bundesfreundlichen Verhaltens.38 Beide An
sichten dürften indes regelmäßig zu identischen Ergebnissen führen.39 So besteht Einigkeit dar
über, dass dem Land vor der Entschließung zur Anordnung des Bundeszwangs – außer in Fällen 
besonderer Eilbedürftigkeit – Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden muss, und die 
Bundesregierung sich mit dem Standpunkt des Landes auch tatsächlich auseinanderzusetzen 
hat.40 Eine spezifische Anhörungsfrist wird dabei nicht verlangt. Dies dürfte jedoch nicht bedeu
ten, dass das Land seine Stellungnahme beliebig lange hinauszögern könnte, da der Grundsatz 
bundesfreundlichen Verhaltens neben dem Bund auch die Länder dazu verpflichtet, wechselsei
tig die gebotene und ihnen zumutbare Rücksicht auf das Gesamtinteresse des Bundesstaats und 
auf die Belange der Länder zu nehmen.41 Zudem ist denkbar, dass sich eine Lage während eines 
unangemessen langen Hinauszögerns der Abgabe einer Stellungnahme durch das Land zu einem 
Fall besonderer Eilbedürftigkeit verdichtet, so dass die Pflicht zur Anhörung und damit auch 
zum Abwarten der Stellungnahme entfällt (s.o.).42  

2.3. Auswahl der notwendigen Maßnahmen 

Hat die Bundesregierung sich zur Anordnung des Bundeszwangs entschlossen, steht ihr gemäß 
Art. 37 Abs. 1 GG ein Auswahlermessen zur Bestimmung der notwendigen Maßnahmen zu. Wie 
schon für das Entschließungsermessen ist auch für das Auswahlermessen umstritten, ob sich Be
grenzungen des Ermessensspielraums aus dem Übermaßverbot oder aus der Eigenstaatlichkeit 
der Länder und dem Grundsatz bundesfreundlichen Verhaltens ergeben, ohne dass die beiden 
Ansichten zu unterschiedlichen Ergebnissen führen.43 So wird einhellig angenommen, dass Maß
nahmen mit strafendem Charakter ebenso unzulässig sind wie irreversible Maßnahmen (z.B. die 
Auflösung eines Landes oder seiner Verfassungsorgane bzw. die Amtsenthebung von Ministern), 
der Erlass einer Landesverfassung im Wege der Ersatzvornahme, der Einsatz der Bundeswehr44, 
der Ausschluss des Stimmrechts eines Landes im Bundesrat sowie Eingriffe in die richterliche 

 

38 Hanschel, a.a.O. 

39 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 37 Rn. 65. 

40 Klein, a.a.O.; v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 36; Bauer, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 
2015, Art. 37 Rn. 12. 

41 So zu den aus dem Grundsatz bundesfreundlichen Verhaltens abgeleiteten Anhörungspflichten bei Weisungen 
gemäß Art. 85 Abs. 3 GG: BVerfG, Urteil vom 22.05.1990 – 2 BvG 1/88 (= BVerfGE 81, 310 (337)). 

42 Zur Entbehrlichkeit der Gelegenheit zur Stellungnahme bei Eilbedürftigkeit – bezogen auf Art. 85 Abs. 3 GG –
ebenfalls: BVerfG, Urteil vom 22.05.1990 – 2 BvG 1/88 (= BVerfGE 81, 310 (337)). 

43 Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 25 (m.w.N.); Bauer, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, 
Art. 37 Rn. 12 (m.w.N.); Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 37 Rn. 66. 

44 Anm. d. Verf.: Der Einsatz der Bundeswehr im Innern unterliegt der spezielleren Regelung des Art. 87a Abs. 4 
GG. Danach kann die Bundeswehr nur bei Vorliegen besonderer, im Vergleich zu Art. 37 Abs. 2 GG weiterrei
chender Voraussetzungen zu spezifischen Zwecken im Innern eingesetzt werden. 
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Unabhängigkeit.45 Zulässig sind dagegen alle Maßnahmen, die geeignet und erforderlich sind, um 
das Land zur Erfüllung der Bundespflicht anzuhalten. Dies bedeutet zunächst, dass von mehre
ren gleich geeigneten in Betracht kommenden Maßnahmen stets diejenigen zu wählen sind, die 
das Land am wenigsten beeinträchtigen.46 Des Weiteren dürfen die Maßnahmen nicht zu einem 
Schaden führen, der erkennbar außer Verhältnis zu dem beabsichtigten Erfolg steht.47 Als nach 
den Gegebenheiten des Einzelfalls zulässige Maßnahmen werden im Schrifttum48 konkret be
nannt: 

• finanzielle und wirtschaftliche Sanktionen, 

• Untersagungsverfügungen, 

• einstweilige Weigerung der Erfüllung sonstiger Bundesaufgaben gegenüber dem Land, 

• Ersatzvornahme der unterlassenen Handlung durch Bundesorgane oder durch Dritte, 

• zeitweilige treuhänderische Übernahme der Legislative und Exekutive (nicht hingegen – 
wegen der in Art. 97 Abs. 1 GG garantierten richterlichen Unabhängigkeit – der Judika
tive). 

Zur Durchführung der Maßnahmen kann die Bundesregierung einen Bundesbeauftragten mit all
gemeiner und spezieller Vollmacht einsetzen. Dieser Bundesbeauftragte, auch als Bundeskom
missar bezeichnet, wird durch die Bundesregierung bestellt und ist als Organ des Bundes ihren 
Weisungen unterworfen.49 Er hat die von der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrats 
beschlossenen Maßnahmen durchzuführen, soweit er dazu bevollmächtigt worden ist.50 Die Ein
setzung eines Bundeskommissars stellt daher per se kein eigenständiges Zwangsmittel dar, das 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, sondern betrifft allein die organisatorische Durchfüh
rung der zuvor mit Zustimmung des Bundesrates von der Bundesregierung beschlossenen Maß
nahmen.51 

Die vorübergehende Übernahme der Staatsgewalt des Landes durch Organe des Bundes (sog. Se
questration) darf stets nur vorläufig und in treuhänderischer Art und Weise erfolgen, kann jedoch 

 

45 Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 22 (m.w.N.); Klein, a.a.O. (m.w.N.); Hellermann, 
in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 37 Rn. 9 ff. (m.w.N.); Jarass, in: Jarass/Pieroth, 
GG, 18. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 6 (m.w.N.); v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 40 
(m.w.N.). 

46 Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 25 (m.w.N.). 

47 Hanschel, a.a.O.; Klein, a.a.O. (m.w.N.). 

48 Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 18. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 5 (m.w.N.); Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. 
Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 23 (m.w.N.). 

49 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 37 Rn. 87. 

50 Klein, a.a.O. 

51 Klein, a.a.O. (m.w.N.). 
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bis zur völligen Suspendierung der Staatsgewalt des jeweiligen Landes reichen.52 Dabei kann die 
Bundesregierung im äußersten Fall die Befugnisse der Landesregierung und/oder des Landespar
laments zeitweise an sich ziehen und selbst ausüben oder diese Verfassungsorgane des Landes 
vorübergehend durch Bundeskommissare, die mit der Durchsetzung der beschlossenen Maßnah
men beauftragt sind, ersetzen.53 

Unterschiedlich beurteilt wird lediglich der Einsatz von Polizeikräften des betroffenen Landes 
oder anderer Länder sowie der Bundespolizei. Während eine Ansicht davon ausgeht, dass mit 
Art. 91 Abs. 2, 35 Abs. 3 GG eine abschließende Ausnahmeregelung vorliege54, hält eine andere 
Auffassung den Einsatz dieser Behörden für zulässig, da der historische Vorläufer des Bundes
zwangs (die sog. Reichsexekution gemäß Art. 48 Abs. 1 der Weimarer Reichsverfassung) stets die 
Möglichkeit des Einsatzes physischer Gewalt umfasst habe, und das Instrument des Bundes
zwangs ohne diese Option leerzulaufen drohe.55 Während die Reichsexekution den Einsatz der 
„bewaffneten Macht“, also des Militärs, ausdrücklich erlaubte56, dürfte der Bundeszwang nach 
Art. 37 Abs. 2 GG selbst nach der letztgenannten Ansicht nicht den Einsatz der Streitkräfte um
fassen. Grund dafür ist die Spezialvorschrift des Art. 87a Abs. 4 GG, in dem die Voraussetzungen 
und die Modalitäten für einen Einsatz der Bundeswehr im Innern dezidiert geregelt sind. Diese 
gehen über die Anforderungen für die Anordnung und Anwendung des Bundeszwangs in Art. 37 
Abs. 2 GG hinaus. 

2.4. Zustimmung des Bundesrates 

Die Anwendung des Bundeszwangs durch die Bundesregierung setzt die vorherige Zustimmung 
des Bundesrates voraus, eine nachträgliche Billigung reicht nicht aus.57 Allerdings kann der Bun
desrat eine bereits erteilte Zustimmung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen, so 
dass bereits ergriffene Zwangsmaßnahmen zwar nicht rückwirkend rechtswidrig werden, aber ab 
dem Zeitpunkt des Widerrufs einzustellen sind.58 Wie weit die Prüfungskompetenz des Bundes
rates im Einzelnen reicht, wird im juristischen Schrifttum unterschiedlich beurteilt. Teils wird 
die Ansicht vertreten, die Zustimmung beschränke sich auf die Entschließung zum Einschreiten 
und die Auswahl der notwendigen Mittel, da Art. 37 Abs. 1 GG die Zustimmung allein für die 
Rechtsfolgenseite vorsehe.59 Einer anderen Auffassung zufolge normiere die Verfassung nicht, aus 

 

52 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 37 Rn. 86; v. Danwitz, in: Hu
ber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 41 (m.w.N.); Schubert, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 
12. 

53 Klein, a.a.O.; Schubert, a.a.O. 

54 Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 24 (m.w.N.). 

55 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 37 Rn. 37; Hellermann, in: Ep
ping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 37 Rn. 9.2 (m.w.N.). 

56 Bauer, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 37 Rn. 2. 

57 Bauer, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 37 Rn. 11. 

58 Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 28. 

59 v. Danwitz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 37 Rn. 38 (m.w.N.). 
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welchen Gründen die Zustimmung verweigert werden dürfe, so dass sich das Prüfungsrecht des 
Bundesrats auch auf das Vorliegen des Tatbestands von Art. 37 Abs. 1 GG erstrecke; andernfalls 
fehle ihm die Grundlage für eine sachgerechte Entscheidung über die Zustimmung.60 

Demgegenüber stehen dem Bundestag nur die allgemeinen Kontrollbefugnisse (z.B. das Interpel
lations- oder das Zitierrecht) gegenüber der Bundesregierung zu, so dass er sie weder zur Einlei
tung noch Beendigung des Bundeszwangs verpflichten kann, und es auch nicht darauf ankommt, 
ob er vorab von der Bundesregierung unterrichtet wurde oder seine Zustimmung erteilt hat.61 

2.5. Durchführung des Bundeszwangs 

Der Zustimmungsbeschluss des Bundesrats hat den Charakter einer Ermächtigung, mit der der 
rechtliche Rahmen für das Handeln der Bundesregierung bei der Durchführung des Bundes
zwangs abgesteckt wird.62 Innerhalb dieses Rahmens kann die Bundesregierung frei entscheiden, 
ob und inwieweit sie die festgelegten Mittel anwendet, sofern nicht eine Pflicht zum Handeln be
steht (siehe oben Punkt 2.2.).63 Adressat des Bundeszwangs sind die obersten Verfassungsorgane 
des Landes, also Landesregierung und Landesparlament, zudem können Weisungen an nachge
ordnete Behörden auf Grundlage von Art. 37 Abs. 2 GG erlassen werden.64 

3. Bundesintervention (Art. 91 Abs. 2 GG) 

Die in Art. 91 GG enthaltenen Regelungen über den inneren Notstand stellen ein wesentliches 
Element der wehrhaften Demokratie dar.65 Der innere Notstand bezeichnet einen Ausnahmezu
stand, der aus einem Bürgerkrieg bzw. bewaffneten Aufstand oder sonst aus innerstaatlichen Un
ruhen oder natürlichen oder anthropogenen (z.B. technischen) Katastrophen erwächst, und infol
gedessen die Existenz des Staates oder seiner Verfassungsordnung auf dem Spiel steht.66 Im Ge
gensatz zum äußeren Notstand (vgl. Art. 115a ff. GG), der alle tatbestandlichen Stufen der militä
rischen Bedrohung betrifft, beruht der innere Notstand auf Gefährdungen, die der eigenen staat
lich-gesellschaftlichen Lebenssphäre entstammen.67 Zur Abwehr einer solchen drohenden Gefahr 
für den Bestand oder die freiheitliche demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Lan
des ermöglicht Art. 91 Abs. 1 GG zunächst eine verdichtete bundesgenössische Form der 

 

60 Hanschel, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 37 Rn. 27 (m.w.N.). 

61 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 37 Rn. 62. 

62 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 37 Rn. 70. 

63 Klein, a.a.O. 

64 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 37 Rn. 71. 

65 BVerfG, Beschluss vom 22.05.1975 - 2 BvL 13/73 (= BVerfGE 39, 334 (349)). 

66 Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 1 f. 

67 Haratsch, in: Sodan, GG, 5. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 3. 
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Amtshilfe, indem ein Land Polizeikräfte anderer Länder sowie Kräfte und Einrichtungen anderer 
Verwaltungen und der Bundespolizei anfordern kann.68  

Ist das Land, in dem die Gefahr droht, nicht selbst zur Bekämpfung der Gefahr bereit oder in der 
Lage, so ermächtigt Art. 91 Abs. 2 GG die Bundesregierung zur sogenannten Bundesinterven
tion.69 Die ihr in diesem Rahmen zustehenden Ingerenzbefugnisse70 umfassen zum einen die 
Möglichkeit, die Polizei in diesem Land und die Polizeikräfte anderer Länder ihren Weisungen 
zu unterstellen sowie Einheiten der Bundespolizei einzusetzen (vgl. Art. 91 Abs. 2 Satz 1 GG). 
Erstreckt sich die Gefahr auf das Gebiet mehr als eines Landes, so kann die Bundesregierung zum 
anderen auch den Landesregierungen Weisungen erteilen, soweit dies zur wirksamen Bekämp
fung der Gefahr erforderlich ist (vgl. Art. 91 Abs. 2 Satz 3 GG). 

3.1. Ingerenzbefugnisse gemäß Art. 91 Abs. 2 Satz 1 GG 

Die Bundesregierung kann auf die in Art. 91 Abs. 2 Satz 1 GG geregelten Ingerenzbefugnisse zu
rückgreifen, wenn eine Gefahr i.S.d. Art. 91 Abs. 1 GG vorliegt und das Land, in dem diese Ge
fahr droht, nicht selbst zu dessen Bekämpfung bereit oder in der Lage ist.71 

3.1.1. Gefahr i.S.d. Art. 91 Abs. 1 GG 

Zunächst muss also eine drohende Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Bundes oder eines Landes gegeben sein. Als drohende Gefahr ist eine kon
krete Gefahr für die genannten Schutzgüter im polizeirechtlichen Sinne zu verstehen, also eine 
Sachlage, in der im Einzelfall bei ungehindertem Ablauf des objektiv zu erwartenden Geschehens 
in absehbarer Zeit mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Schaden für eines der Schutzgüter 
eintreten wird.72 Welche Bedeutung dabei dem Merkmal „drohend“ zukommt, wird im Schrift
tum unterschiedlich beurteilt. Während die meisten Autoren dafür auf den Grad der Wahrschein
lichkeit abstellen und eine hinreichende Wahrscheinlichkeit genügen lassen73, wird vereinzelt 
verlangt, dass eine gravierende und nachhaltige Beeinträchtigung der Schutzgüter zu befürchten 
sein müsse74. Ob die Gefahrenschwelle im Einzelfall überschritten ist, unterliegt einer ex ante Be
urteilung durch die Bundesregierung, der aufgrund des politisch-prognostischen Charakters der 
Entscheidung eine gerichtlich nur eingeschränkt überprüfbare Einschätzungsprärogative 

 

68 Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 2. 

69 Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 106. 

70 Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 32. 

71 Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn 33. 

72 Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 69; Heun, in: Dreier, GG, 3. 
Aufl. 2018, Art. 91 Rn. 10; Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 19. 

73 Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 10; Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 
15.09.2025, Art. 91 Rn. 3; Zeccola, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 91 Rn. 10; Dederer, in: Dü
rig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 70; Heun, a.a.O. 

74 Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 20. 
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zusteht.75 Für diese Beurteilung spielen weder die Entstehungsgründe noch die Verursacher der 
Gefahr eine Rolle.76 Ob die Gefahr auf politischen, sozialen, wirtschaftlichen oder ökologischen 
Ursachen beruht, ist daher ebenso unerheblich wie das jeweilige Handlungsmotiv.77 Als Verursa
cher kommen neben Privatpersonen auch verfassungsfeindlich agierende politische Parteien so
wie eigene oder fremde Staatsorgane in Betracht.78  

Mit dem Bestand des Bundes sind die existenziellen Grundlagen seiner Gesamtstaatlichkeit ge
meint.79 Diese umfassen neben der territorialen Integrität auch die äußere Souveränität im Sinne 
völkerrechtlicher Handlungsfähigkeit sowie die innere Souveränität im Sinne der Fähigkeit, in
nerstaatlich als effektive Ordnungsmacht aufzutreten, um seine Friedens- und Freiheitsfunktion 
zu erfüllen.80 Die innere Souveränität erstreckt sich nicht auf die gesamte in Art. 20 GG veran
kerte Ordnung, sondern umfasst lediglich die Wahrung der Bundesstaatsgewalt in dem durch 
Art. 79 Abs. 3 GG garantierten Kernbereich.81 Die Schwelle zur Bestandsgefährdung ist daher erst 
dann erreicht, wenn das staatliche Gewaltmonopol insgesamt in Frage gestellt wird.82 Störungen 
im Wirtschafts- und Sozialgefüge reichen dafür nicht aus83, ebenso wenig einzelne Akte „zivilen 
Ungehorsams“, das Kirchenasyl oder punktuelle und zeitlich begrenzte Auflösungserscheinun
gen etwa durch Straßenschlachten mit der Polizei84. Erst wenn sich derartige oder vergleichbare 
Vorfälle zu einem zeitlich und räumlich nicht mehr begrenzbaren Massenphänomen ausweiten, 
wie im Fall eines bewaffneten Aufstands, eines versuchten Putschs oder Staatsstreichs oder eines 
Bürgerkrieges, liegt eine Gefahr für den Bestand des Bundes vor.85 Bestandsgefährdend wäre zu
dem eine terroristisch herbeigeführte Unbewohnbarkeit oder Unregierbarkeit ganzer Regionen 

 

75 Windthorst, a.a.O.; Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 91 Rn. 2; Zeccola, 
a.a.O.; Heun, a.a.O.; Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 13. 

76 Dederer, a.a.O. 

77 Dederer, a.a.O. 

78 Dederer, a.a.O.; Heun, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2018, Art. 91 Rn. 11. 

79 Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 11. 

80 Windthorst, a.a.O.; Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 91 Rn. 4; Heun, in: 
Dreier, GG, 3. Aufl. 2018, Art. 91 Rn. 8; Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 14 f.; 
Zeccola, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 91 Rn. 4; Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werk
stand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 56. 

81 Zeccola, a.a.O. 

82 Windthorst, a.a.O.; Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 15. 

83 Windthorst, a.a.O.; Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 16; Jarass, in: Jarass/Pieroth, 
GG, 18. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 1; Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 
91 Rn. 60. 

84 Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 15. 

85 Windthorst, a.a.O.; Volkmann, a.a.O.; Dederer, a.a.O. 
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(ABC-Kontamination, Cyber-Attacken).86 Demgegenüber würde allein der Zusammenbruch des 
Gesundheitssystems, beispielsweise infolge einer Pandemie, nicht per se die Erheblichkeits
schwelle überschreiten, die für eine Gefährdung des staatlichen Bestands erforderlich wäre.87 

Für den Bestand der Länder gilt Entsprechendes, allerdings stellt eine Beeinträchtigung der terri
torialen Integrität aufgrund und im Rahmen des Neugliederungsvorbehalts gemäß Art. 29 GG – 
anders als im Fall einer Sezession – mangels Widerrechtlichkeit keine Gefahr dar.88 

In Anlehnung an die Rechtsprechung des BVerfG zu Parteienverboten gemäß Art. 21 Abs. 2 GG 
wird unter der freiheitlichen demokratischen Grundordnung eine Ordnung verstanden, die un
ter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung 
auf der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit 
und der Freiheit und Gleichheit darstellt.89 In nicht abschließender Weise hat das BVerfG zu
nächst die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten (insbesondere vor 
dem Recht der Persönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung), die Volkssouveränität, die Gewal
tenteilung, die Verantwortlichkeit der Regierung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, die Unab
hängigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip, die Chancengleichheit für alle politischen Par
teien sowie das Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition und später 
auch die Sozialstaatlichkeit als Elemente dieser Ordnung identifiziert90, nicht hingegen die Prin
zipien der Republik und des Bundesstaats.91 Die Schwelle zur Gefahr wird allerdings erst dann 
überschritten, wenn nicht nur einzelne Prinzipien der freiheitlichen demokratischen Grundord
nung betroffen sind, sondern wenn die Ordnung als solche auf dem Spiel steht, es also um ihr 
Sein oder Nichtsein geht.92 

3.1.2. Fehlende Bereitschaft oder Fähigkeit des bedrohten Landes zur Gefahrenabwehr 

Gemäß Art. 91 Abs. 2 Satz 1 GG setzt eine Bundesintervention ferner voraus, dass das Land, in 
dem die Gefahr droht, nicht selbst zur Bekämpfung der Gefahr bereit oder in der Lage ist. Dabei 
reicht es aus, wenn das Land lediglich der „Gefahrenherd“ ist, während der drohende Schaden 

 

86 Zeccola, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 91 Rn. 5; Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 
2024, Art. 91 Rn. 14; Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 61. 

87 Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 91 Rn. 5.1; Haratsch, in: Sodan, GG, 5. 
Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 4. 

88 Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 12; Haratsch, a.a.O. 

89 Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 13; Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 
108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 63; Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 17; Epping, 
in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 91 Rn. 6; Haratsch, a.a.O. 

90 BVerfG, Urt. v. 17.01.2017 – 2 BvB 1/13 (= BVerfGE 144, 20 (203 f., m.w.N.)); Dederer, a.a.O.; Volkmann, a.a.O.; 
Epping a.a.O. 

91 Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 66; Heun, in: Dreier, GG, 3. 
Aufl. 2018, Art. 91 Rn. 9. 

92 Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 68; Volkmann, in: Hu
ber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 18. 
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für die Schutzgüter auch in anderen Ländern oder im Bund eintreten kann.93 Die fehlende Bereit
schaft, also das subjektive Unvermögen, kann explizit geäußert werden oder konkludent durch 
den fehlenden oder unzulänglichen Einsatz von Abwehrmitteln zum Ausdruck kommen94, etwa 
wenn das Land aus vorwerfbaren Gründen unfähig zur Gefahrbekämpfung ist, untätig bleibt, un
entschlossen oder zögerlich handelt bzw. untaugliche oder unzureichende Maßnahmen trifft95. 
Die mangelnde Fähigkeit zur Bekämpfung der Gefahr, mithin das objektive Unvermögen, liegt 
vor, wenn ein Scheitern der Landesmaßnahmen trotz Ausschöpfung der Anforderungsrechte 
nach Art. 91 Abs. 1 GG objektiv absehbar ist.96 Unerheblich sind die Gründe dieses Scheiterns, ob 
es also auf menschlicher oder materieller, auf qualitativer oder quantitativer Unzulänglichkeit 
der Abwehrorgane, oder auch nur auf verweigerter Hilfeleistung beruht.97 Die objektiven Um
stände, aus welchen sich die fehlende Fähigkeit eines Landes zur Gefahrenabwehr ergibt, müssen 
nicht zwingend im Bereich der Exekutive liegen, sondern können sich ebenso aus einer legislati
ven oder judikativen Paralysierung des Landes ergeben.98 Auf ein Verschulden oder eine Vor
werfbarkeit des objektiven Unvermögens kommt es nach überwiegender Ansicht indes nicht an.99 

Wie bereits bei der drohenden Gefahr kommt der Bundesregierung auch hinsichtlich der fehlen
den Bereitschaft oder Fähigkeit des Landes zur Bekämpfung der Gefahr ein Beurteilungs- bzw. 
Einschätzungsspielraum zu.100 Dieser ist gerichtlich daraufhin überprüfbar, ob die Beurteilung 
durch die Bundesregierung vertretbar war und hinreichende objektive Anhaltspunkte vorlagen, 
die auf die mangelnde Bereitschaft des Landes zur Gefahrenbekämpfung oder auf das Scheitern 
landeseigener Abwehrmaßnahmen schließen ließen.101 

 

93 Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 101. 

94 Heun, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2018, Art. 91 Rn. 18; Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 34 f.; 
Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 91 Rn. 12; Dederer, in: Dürig/Her
zog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 103; Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 
2024, Art. 91 Rn. 33; Zeccola, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 91 Rn. 27. 

95 Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 35; Epping, a.a.O.; Dederer, a.a.O.; Volkmann, a.a.O. 

96 Zeccola, a.a.O.; Heun, a.a.O.; Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 91 Rn. 13; 
Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 104. 

97 Zeccola, a.a.O.; Heun, a.a.O.; Dederer, a.a.O. 

98 Zeccola, a.a.O.; Dederer, a.a.O. 

99 Zeccola, a.a.O.; Heun, a.a.O.; Dederer, a.a.O.; a.A.: Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 37. 

100 Heun, a.a.O.; Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 38; Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. 
Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 91 Rn. 14; Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 
2025, Art. 91 Rn. 105; Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 34; a.A.: Zeccola, in: von 
Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 91 Rn. 28. 

101 Volkmann, a.a.O.; Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 18. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 3; für eine weiterreichende gerichtli
che Überprüfungsmöglichkeit hingegen Dederer, a.a.O. 
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3.1.3. Befugnisse 

Liegen die Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 91 Abs. 2 Satz 1 GG vor, so entscheidet die Bun
desregierung als Kollegialorgan nach pflichtgemäßem Ermessen über das Einschreiten („ob“) und 
die Auswahl der Mittel („wie“), also die Weisungsunterstellung der Polizei des betreffenden 
Landes und Polizeibehörden anderer Länder sowie den Einsatz der Bundespolizei.102 Diese Ent
scheidung ist nicht delegierbar, lediglich die Kompetenz, im Rahmen der Durchführung Einzel
weisungen zu erteilen, kann auf den zuständigen Ressortminister (z.B. Bundesminister des In
nern) übertragen werden.103 Teils wird gefordert, dass die Entscheidung der Bundesregierung öf
fentlich bekanntgemacht werden muss104, vereinzelt wird die bloße Bekanntgabe gegenüber den 
Polizeibehörden für ausreichend gehalten105. 

Die unterstellten Landespolizeikräfte werden nicht in die Bundesverwaltung eingegliedert, son
dern bleiben Organe des jeweiligen Bundeslandes.106 Sie stehen zur Bundesregierung in einem 
besonderen, im Hinblick auf die Einwirkungsrechte des Bundes der Auftragsverwaltung nach 
Art. 85 GG ähnlichen Rechtsverhältnis sui generis.107 Dementsprechend üben sie keine Bundes
kompetenzen aus, sondern handeln, geleitet durch Bundesweisungen, als Organe ihres Her
kunftslandes auf Grundlage des Rechts des Einsatzlandes, soweit dieses Recht nicht durch § 15 
des Gesetzes über den unmittelbaren Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbe
amte des Bundes (UZwG)108 verdrängt wird.109 

Die Weisungsunterstellung berechtigt die Bundesregierung zu Einzelweisungen und allgemeinen 
Weisungen, nicht hingegen zum Erlass von Verwaltungsvorschriften oder Rechtsverordnungen.110 

 

102 Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 91 Rn. 15; Haratsch, in: Sodan, GG, 5. 
Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 12; Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 35; Zeccola, in: von 
Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 91 Rn. 30; Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 43. 

103 Epping, a.a.O.; Volkmann, a.a.O.; Zeccola, a.a.O.; Heun, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2018, Art. 91 Rn. 19; 
Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 42. 

104 Zeccola, a.a.O. (m.w.N.). 

105 Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 110. 

106 Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 45; Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 
15.09.2025, Art. 91 Rn. 16; Haratsch, in: Sodan, GG, 5. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 13; Heun, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 
2018, Art. 91 Rn. 20; Zeccola, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 91 Rn. 32. 

107 Windthorst, a.a.O.; Epping, a.a.O.; Haratsch, a.a.O. 

108 Gesetz über den unmittelbaren Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bundes 
(UZwG) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 201-5, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.11.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 281). 

109 Windthorst, a.a.O.; Epping, a.a.O.; Haratsch, a.a.O.; Heun, a.a.O. 

110 Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 46; Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 
15.09.2025, Art. 91 Rn. 17; Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 36; so grundsätzlich 
auch Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 109, der jedoch auch 
abstrakt-generelle Weisungen in Form von (verhaltens- oder ermessenslenkenden) Verwaltungsvorschriften für 
zulässig hält. 

https://www.gesetze-im-internet.de/uzwg/
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Als Adressaten der Weisungen in Betracht kommen sämtliche Stellen der weisungsunterstellten 
Polizeibehörden, d.h. nur der Polizeien im formellen Sinne, nicht hingegen die Behörden der all
gemeinen Verwaltung, die Aufgaben der Gefahrenabwehr wahrnehmen, oder sonstige Landesbe
hörden.111 Als oberste Dienstbehörde und Führungsstelle der Polizei gehört auch das Innenminis
terium eines Landes zum Kreis der potenziellen Adressaten, nicht hingegen die Landesregie
rung.112 Weisungsrechte gegenüber anderen als den Polizeibehörden können auch nicht durch 
Rückgriff auf Art. 85 GG begründet werden, weil dieser durch Art. 91 Abs. 2 GG als erschöpfende 
Sonderregelung verdrängt wird.113 

Inhalt und Umfang des Weisungsrechtes sind beschränkt durch den Zweck, die Notstandslage zu 
bekämpfen und die daraus resultierenden Gefahren abzuwehren114, was neben fachlichen Wei
sungen auch einzelne dienstrechtliche Maßnahmen wie Urlaubssperre oder Suspendierung um
fassen kann115. Die Polizeikräfte des angewiesenen Landes sind selbst im Fall der Rechtswidrig
keit der Bundesweisung grundsätzlich verpflichtet, diese zu befolgen.116 Das Weisungsrecht des 
Landes gegenüber seinen Polizeibehörden wird im Kollisionsfall durch die Weisungen der Bun
desregierung verdrängt.117 Verletzen Stellen der Länder ihre Pflicht, die Weisungen zu dulden 
und zu befolgen, kann der Bund im Wege des Bundeszwangs (Art. 37 GG) oder vor dem BVerfG 
im Bund-Länder-Streit (Art. 94 Abs. 1 Nr. 3 GG, ggf. im Wege der einstweiligen Anordnung gem. 
§ 32 BVerfGG) dagegen vorgehen.118 

Soweit die Bundesregierung die Bundespolizei einsetzt, handelt diese als eigenes Organ des Bun
des auf Grundlage des Bundespolizeigesetzes (BPolG)119.120 Enthält das Landesrecht – wie z.B. 

 

111 Windthorst, a.a.O.; Volkmann, a.a.O.; Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, 
Art. 91 Rn. 107 f. 

112 Dederer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 108. 

113 Windthorst, a.a.O. 

114 Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 47; Epping, a.a.O.; Volkmann, a.a.O.; Heun, a.a.O.; Dede
rer, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Werkstand: 108. EL August 2025, Art. 91 Rn. 109. 

115 Heun, a.a.O.; Volkmann, a.a.O.; Zeccola, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 91 Rn. 31. 

116 Windthorst, a.a.O. 

117 Windthorst, a.a.O.; Epping, a.a.O. 

118 Windthorst, a.a.O.; Epping, a.a.O. 

119 Bundespolizeigesetz (BPolG) vom 19.10.1994 (BGBl. I S. 2978, 2979), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset
zes vom 06.05.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 149). 

120 Heun, a.a.O. 

https://www.gesetze-im-internet.de/bgsg_1994/
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§ 123 Polizeigesetz Baden-Württemberg (PolG BW)121 – eine entsprechende Ermächtigung der 
Bundespolizei, kann daneben auch auf dieses zurückgegriffen werden.122 

Gemäß Art. 91 Abs. 2 Satz 2 GG ist die Anordnung der Weisungsunterstellung ebenso wie die 
Entscheidung über den Einsatz der Bundespolizei spätestens mit Beseitigung der Gefahr, im Üb
rigen jederzeit auf Verlangen des Bundesrates durch die Bundesregierung aufzuheben.123 

3.2. Ingerenzbefugnisse gemäß Art. 91 Abs. 2 Satz 3 GG 

Im Fall des überregionalen inneren Staatsnotstands stehen der Bundesregierung gemäß Art. 91 
Abs. 2 Satz 3 GG weitere Befugnisse zu. 

3.2.1. Voraussetzungen 

Die erweiterten Befugnisse des Art. 91 Abs. 2 Satz 3 GG setzen voraus, dass die Gefahr sich auf 
das Gebiet mehr als eines Landes erstreckt. Dies ist der Fall, wenn die Gefahr das Gebiet von zu
mindest zwei Bundesländern betrifft und zudem die Voraussetzungen von Art. 91 Abs. 2 Satz 1 
GG vorliegen, die betroffenen Länder also zur Bekämpfung der Gefahr nicht bereit oder in der der 
Lage sind.124  

3.2.2. Befugnisse 

Liegen diese Voraussetzungen vor, so steht der Bundesregierung gemäß Art. 91 Abs. 2 Satz 3 GG 
ein besonderes Weisungsrecht zu, das sich – anders als im Fall des Art. 91 Abs. 2 Satz 1 GG – 
nicht an einzelne Landesminister oder ihnen nachgeordnete Landesbehörden, sondern aus
schließlich an die betreffenden Landesregierungen richtet.125 Da dieses Weisungsrecht der Bun
desregierung gemäß Art. 91 Abs. 2 Satz 3 GG nur zusteht, soweit es zur wirksamen Bekämpfung 
erforderlich ist, ist diese Befugnis nachrangig gegenüber den Befugnissen aus Art. 91 Abs. 2 Satz 
1 GG.126 Gegenständlich ist das Weisungsrecht nicht beschränkt, es besteht daher auf allen Gebie
ten der Landesverwaltung.127 Die angewiesenen Landesregierungen müssen den Weisungen, auch 

 

121 Polizeigesetz Baden-Württemberg (PolG BW), Artikel 1 des Gesetzes vom 06.10.2020 (GBl. S. 735), in Kraft ge
treten am 17.01.2021. 

122 Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 39. 

123 Heun, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2018, Art. 91 GG Rn. 22. 

124 Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 91 Rn. 20; Volkmann, in: Huber/Voß
kuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 41 (m.w.N.). 

125 Epping, a.a.O.; Volkmann, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 42; Zeccola, in: von Münch/Ku
nig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 91 Rn. 37. 

126 Volkmann, a.a.O.; Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 91 Rn. 21; a.A.: 
Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 50.  

127 Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 51. 
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im Falle der Rechtswidrigkeit, im Rahmen ihrer Befugnisse und Kompetenzen entsprechen.128 
Die Bundesregierung kann auch verlangen, dass die Landesregierungen das Anforderungsrecht 
gemäß Art. 91 Abs. 1 GG ausschöpfen.129 Neben Einzelweisungen lässt Art. 91 Abs. 2 Satz 3 GG 
auch allgemeine Weisungen zu, der Erlass von Verwaltungsvorschriften oder Rechtsverordnun
gen ist dagegen ausgeschlossen.130 

Wenn die Voraussetzungen von Art. 91 Abs. 2 GG zwar vorliegen, die Polizeikräfte der Länder 
sowie die Bundespolizei jedoch nicht ausreichen, um eine drohende Gefahr für den Bestand oder 
die freiheitliche demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes abzuwehren, er
laubt Art. 87a Abs. 4 Satz 1 GG der Bundesregierung den Einsatz der Bundeswehr zur Unterstüt
zung der genannten Polizeibehörden beim Schutz von zivilen Objekten und bei der Bekämpfung 
organisierter und militärisch bewaffneter Aufständischer. Der Einsatz der Bundeswehr ist gemäß 
Art. 87a Abs. 4 Satz 2 GG auf Verlangen von Bundestag oder Bundesrat einzustellen. 

4. Rechtsschutzmöglichkeiten 

Gegen Maßnahmen der Bundesregierung im Rahmen des Bundeszwangs gemäß Art. 37 GG oder 
des inneren Notstands gemäß Art. 91 Abs. 2 GG können die betroffenen Landesregierungen im 
Wege eines Bund-Länder-Streits gemäß Art. 94 Abs. 1 Nr. 3 GG, §§ 13 Nr. 7, 68 ff. BVerfGG und 
in Eilfällen im Wege einer einstweiligen Anordnung gemäß § 32 BVerfGG vor dem BVerfG vorge
hen. 

*** 

 

128 Epping, in: Epping/Hillgruber, GG, 63. Edition, Stand: 15.09.2025, Art. 91 Rn. 20; Windthorst, a.a.O. 

129 Windthorst, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 91 Rn. 52. 

130 Windthorst, a.a.O.; Zeccola, in: von Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Art. 91 Rn. 37. 
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